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Kleine Anfrage 

Der Abgeordneten Irene Mihalic, Lisa Badum, Dr. Franziska Brantner, 

Luise Amtsberg, Canan Bayram, Britta Haßelmann, Katja Keul, Monika Lazar, 
Dr. Konstantin von Notz, Filiz Polat, Tabea Rößner, Dr. Manuela Rottmann und 
der Fraktion der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Europäische Zusammenarbeit im Katastrophenschutz 


Im November 2017 hat die Europäische Kommission einen Vorschlag unterbrei¬ 
tet, wie der europäische Katastrophenschutz gestärkt werden könnte (Europäische 
Kommission, 23. November 2017). Im Mittelpunkt des Vorschlags steht die Er¬ 
gänzung des Europäischen Katastrophenschutzpools durch eigene europäische 
Katastrophenschutzkapazitäten, der sogenannten rescEU. Darüber hinaus soll 
eine besserer Katastrophenvorsorge und -prävention in den Mitgliedstaaten er¬ 
reicht werden. Die Vorschläge der Europäischen Kommission zielen vor allem 
darauf ab, adäquat auf zunehmende Naturkatastrophen zu reagieren, die insbe¬ 
sondere in Folge der Klimakrise zu erwarten sind (Europäische Kommission, 
23. November 2017). 

Nach Auffassung der Fragestellerinnen und Fragesteller ist eine verstärkte Zu¬ 
sammenarbeit der Mitgliedstaaten und weiterer am europäischen Katastrophen¬ 
schutzverfahren beteiligten Staaten dringend geboten. Dies würde die Länder ins¬ 
besondere in die Lage versetzen, Katastrophen, die größere Landesteile oder meh¬ 
rere Mitgliedstaaten betreffen, besser zu begegnen. Des Weiteren könnten ge¬ 
meinsam Präventivmaßnahmen ergriffen werden, um beispielsweise einen wirk¬ 
sameren Hochwasserschutz zu realisieren. 

Die Maßnahmen der Europäischen Kommission müssen dazu allerdings so um¬ 
gesetzt werden, dass sie in den vornehmlich von Freiwilligen getragenen Kata¬ 
strophenschutz in Deutschland umgesetzt werden können und so tatsächlich eine 
ergänzende und unterstützende Wirkung entfalten können. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Inwiefern können nach Einschätzung der Bundesregierung eine engere Zu¬ 
sammenarbeit im europäischen Katastrophenschutz und die Bildung gemein¬ 
samer Kapazitäten bei der Bewältigung von Katastrophen und insbesondere 
Naturkatastrophen helfen? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung die von der Europäischen Kommission 
vorgeschlagenen Pläne, den europäischen Katastrophenschutz zu stärken und 
das Katastrophenschutzverfahren der Europäischen Union weiterzuentwi¬ 
ckeln (Europäische Kommission, 23. November 2017)? 
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3. Wie beurteilt die Bundessregierung die am 31. Mai 2018 vom Europäischen 
Parlament beschlossenen Änderungen des Vorschlags der Europäischen 
Kommission vom 23. November 2017 zur Stärkung des europäischen Kata¬ 
strophenschutzes und zur Weiterentwicklung des Katastrophenschutzverfah¬ 
rens der Europäischen Union (Europäisches Parlament, 31. Mai 2018)? 

4. Wie wird sich die Bundesregierung zum Beschluss des Europäischen Parla¬ 
ments zur Weiterentwicklung des Katastrophenschutzverfahrens der Europä¬ 
ischen Union vom 31. Mai 2018 im Ministerrat verhalten? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die von der Europäischen Kommission 
vorgeschlagenen Pläne, eine auf europäischer Ebene angesiedelte Reserve 
von Katastrophenschutzkapazitäten („rescEU“) einzurichten (Europäische 
Kommission, 23. November 2017)? 

6. Inwiefern wird die Einrichtung von „rescEU“ durch die Bundesregierung un¬ 
terstützt? 

7. Wie beurteilt die Bundesregierung den von der Europäischen Kommission 
(a. a. O.) vorgeschlagenen Aufbau von Kapazitäten zur Unterstützung von 
nationalen Kapazitäten in den Bereichen 

a) Löschflugzeuge, 

b) Sonderwasserpumpen, 

c) Ausrüstungen für Such- und Rettungsmaßnahmen und 

d) Feldlazaretten und medizinische Notfallteams? 

8. Plant die Bundesregierung einen Auf- bzw. Ausbau von nationalen Kapazi¬ 
täten in den von der Europäischen Kommission vorgebrachten Bereichen? 

9. Inwiefern könnte eine europäische Reserve von Katastrophenschutzkapazi¬ 
täten aus Sicht der Bundesregierung den nationalen Katastrophenschutz ins¬ 
besondere um Schlüsselfähigkeiten, wie zum Beispiel zur Bewältigung von 
CBRN-Lagen (chemische, biologische, radioaktive und nukleare), ergänzen? 

10. Wie lassen sich nach Ansicht der Bundesregierung eigenständige europäi¬ 
sche Katastrophenschutzkapazitäten in nationale Kapazitäten integrieren? 

11. Wie viele Fälle von grenzüberschreitender Zusammenarbeit im Katastro¬ 
phenschutz, zur Bewältigung von grenzüberschreitenden Lagen, gab es in 
den letzten zehn Jahren in Deutschland (bitte nach Jahr, Schadensereignis 
sowie beteiligten Katastrophenschutzorganisationen aufschlüsseln)? 

12. Wie ist die Einsatzleitung im Fall eines grenzüberschreitenden Katastrophen¬ 
falls geregelt? 

13. Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung mit grenzüberschreitender Zu¬ 
sammenarbeit im europäischen Katastrophenschutz, und könnte diese durch 
den Aufbau gemeinsamer Kapazitäten verbessert werden? 

14. Wie beurteilt die Bundesregierung die von der Europäischen Kommission 
vorgeschlagene Stärkung der Katastrophenprävention und -Vorsorge (Euro¬ 
päische Kommission, 23. November 2017)? 
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15. Inwiefern könnten nach Einschätzung der Bundesregierung eine engere eu¬ 
ropäische Zusammenarbeit und ein Austausch über nationale Katastrophen¬ 
prävention dabei helfen, Schwachstellen in den nationalen Katastrophen¬ 
schutzstrategien zu identifizieren und entsprechende Verbesserungen zu er¬ 
reichen? 

a) Inwiefern könnte nach Einschätzung der Bundesregierung eine verstärkte 
europäische Zusammenarbeit im Hinblick auf die Klimakrise und die da¬ 
mit verbundene Gefahr von zunehmenden Naturkatastrophen von Bedeu¬ 
tung sein, und welche präventiven Maßnahmen könnten daraus abgeleitet 
werden? 

b) Inwiefern könnte nach Einschätzung der Bundesregierung eine verstärke 
europäische Zusammenarbeit im Hinblick auf präventive Maßnahmen im 
Bereich von Pandemien von Bedeutung sein, und wäre hierdurch eine 
Steigerung der Resilienz der Bevölkerung erreichbar? 

Berlin, den 6. Juni 2018 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 



Satz: Satzweiss.com Print, Web, Software GmbH, Mainzer Straße 116, 66121 Saarbrücken, www.satzweiss.com 
Druck: Printsystem GmbH, Schafwäsche 1-3, 71296 Heimsheim, www.printsystem.de 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 

ISSN 0722-8333 



